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Sachgebiet 204 


Antrag 

der Abgeordneten Such, Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Gewährleistung des Datenschutzes bei der Nutzung 
von Telekommunikationsdiensten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

In unserer Gesellschaft nimmt die Telekommunikation in der 
zwischenmenschlichen Kommunikation eine zunehmend wich- 
tigere Stellung ein. Das Post- und Fernmeldegeheimnis gewähr- 
leistet die freie Entfaltung der Persönlichkeit durch einen priva- 
ten, vor den Augen der Öffentlichkeit verborgenen Austausch von 
Nachrichten, Gedanken und Meinungen (Informationen) und 
wahrt damit die Würde des denkenden und freiheitlich handeln- 
den Menschen. Die jahrzehntelange Mißachtung dieses Grund- 
rechts in der DDR unterstreicht erneut seine Bedeutung als eine 
der elementarsten Funktionsbedingungen einer auf Handlungs- 
und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger/innen begründeten frei- 
heitlichen, demokratischen Gemeinschaft. Angesichts der mit der 
Digitalisierung der Telekommunikation verbundenen Gefahr der 
lückenlosen Registrierung aller technischen Kommunikationsvor- 
gänge sind besondere Anstrengungen erforderlich, um den Bür- 
gern/Bürgerinnen eine unbeobachtete Kommunikation zu garan- 
tieren. 

In der breiten Öffenthchkeit wird die zunehmende Speicherung 
von Teilnehmerdaten bei neuen Telekommunikationsdiensten 
und im Rahmen von ISDN mit Sorge verfolgt. So befürchten zahl- 
reiche Beratungsstellen, daß durch die zentrale Speicherung der 
Verbindungsdaten im ISDN die Anrufer/innen ihre Anonymität 
verlieren können und der Arbeit der Beratungsstellen dadurch die 
Grundlagen entzogen werden könnten. Diese Befürchtungen 
werden von der Evangehschen und von der Kathohschen Kirche 
geteilt. Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat in seinem 
letzten Tätigkeitsbericht die Speicherung der Zielnummer bei 
ISDN beanstandet und auf die Gefahren für das Fernmeldege- 
heimnis hingewiesen (12. Tätigkeitsbericht S. 39ff.). Der Bundes- 
minister für Post und Telekommunikation hat die Beanstandun- 
gen zurückgewiesen. 
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Obwohl die Verabschiedung des Poststrukturgesetzes bereits ein 
Jahr zurückliegt, hat es die Bundesregierung bisher versäumt, 
ihrer Verpflichtung zum Erlaß von Rechtsverordmmgen zum 
Schutze der personenbezogenen Daten im Telekommunikations- 
bereich nachzukommen. 


11. 

1. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

durch den Bundesminister für Post und Telekommunikation 

sicherzustellen, 

— daß die Deutsche Bundespost TELEKOM Anstrengungen 
unternimmt, ihre Telekommunikationsnetze und Telekom- 
munikationsdienste so zu gestalten, daß die Speicherung 
von Teilnehmer daten auf ein Mindestmaß reduziert wird 
und den Benutzern/Benutzerinnen ein Höchstmaß an indivi- 
dueller Entscheidungsmöglichkeit eingeräumt wird; 

— daß die Deutsche Bundespost TELEKOM alles unternimmt, 
daß die Anonymität von Anrufem/Anruferinnen bei Bera- 
tungsstellen gewahrt bleibt, daß niemand von den Anrufen 
erfährt und daß auch deren Tatsache geheim bleibt. Es darf 
zu keiner Verletzung der in § 203 Strafgesetzbuch (StGB) 
geschützten Berufsgeheimnisse kommen; 

— daß er im Rahmen seiner Rechtsaufsicht dafür Sorge trägt, 
daß die Deutsche Bundespost TELEKOM sofort auf die Be- 
anstandungen des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
reagiert und die unzulässige Speicherung der Zielnummer 
bei ISDN und beim C-Netz sofort einstellt sowie das Aus- 
kunftsrecht gemäß § 13 Abs. 1 Bundesdatenschutz gesetz 
(BDSG) i.V.m. § 455 Telekommunikationsordnung (TKO) 
der Teilnehmer/innen gewährleistet; 

— daß er darauf hinwirkt, daß die Deutsche Bundespost 
TELEKOM die Teilnehmer/innen umfassend über die 
Datenschutzbestimmungen und die möglichen Datenschutz- 
risiken bei einzelnen Diensten aufklärt. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert von der Bundesregierung, 

— daß sie noch in dieser Legislaturperiode Rechtsverordnun- 
gen gemäß § 30 Abs. 2 Postverfassungsgesetz (PostVerfG) 
und § 14 a Abs. 2 Femmeldeanlagengesetz (FAG) zum 
Schutze personenbezogener Daten erläßt. Der Schutzstan- 
dard der bisher geltenden Datenschutzbestimmungen der 
Telekommunikationsordnung sollte dabei deutlich angeho- 
ben werden. Auch in den Bereichen, in denen Endeinrich- 
tungen durch Private oder sonstige Netzfunktionen durch 
Private wahrgenommen werden, sollten dabei ebenso 
strenge Datenschutzregelungen gelten wie für die Deutsche 
Bundespost TELEKOM; 

— daß sie die geltenden Überwachungsvorschriften des Fem- 
meldeverkehrs einer kritischen Prüfung unterzieht und ins- 
besondere Initiativen ergreift, um die Überwachungsmög- 
lichkeiten des Femmeldeverkehrs nach § 12 FAG deutiich 
einzuschränken bzw. zu beseitigen; 
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— daß sie auf die EG -Kommission ein wirkt, dem Daten- 
schutz bei der Förderung europaweiter Telekommuni- 
kationsdienste die gleiche Priorität einzuräumen wie wirt- 
schaftspolitischen Gesichtspunkten. Die Bundesregierung 
ist auch aufgefordert, im Interesse der Verbraucher/innen 
ein Unterlaufen des Datenschutzstandards in der Bundes- 
republik Deutschland durch ausländische Diensteanbieter 
zu verhindern. 

Bonn, den 16. Juli 1990 

Such 

Hoss, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Die europaweit vorgesehene Einführung von ISDN, die Digitali- 
sierung des Fernsprechnetzes und die Zunahme von Mehrwert- 
diensten führen aufgrund der technisch grundsätzlich möglichen 
umfassenden Sammlung personenbezogener Daten in Rechnern 
zu neuen Gefahren für die Privatsphäre. Bisher konnten die Bür- 
ger/innen in der Regel darauf vertrauen, daß nach Auflegen des 
Hörers ein Telefonat mit Ausnahme der Verbuchung der ver- 
brauchten Gebühreneinheiten keine Datenspuren hinterheß. Im 
Vergleich dazu weist die Nutzung der vielfältigen Telekommuni- 
kationsdienste im ISDN die Besonderheit auf, daß für den Verbin- 
dungsaufbau Zielnummer, Datum, Uhrzeit und Dienstart zumin- 
dest kurzfristig gespeichert werden müssen. Bei einzelnen Dien- 
sten wird auch der Kommunikationsinhalt gespeichert. Aus den 
auf diese Weise anfallenden Daten könnten Rückschlüsse auf 
Verhalten und Kommunikationsbeziehungen einzelner Teilneh- 
mer/innen gezogen werden. Es könnte auch festgestellt werden, 
zu welchen Zeiten der einzelne Teilnehmer z. B. telefoniert und 
sich demnach auch in der Wohnung aufhält. Die Erstellung sol- 
cher Profilbildungen wäre verfassungswidrig. 

Die Deutsche Bundespost TELEKOM hat das ISDN im Jahre 1989 
in Betrieb genommen. Gleichzeitig wird das gesamte Fernmelde- 
netz digitalisiert. Die datenschutzrechthche Diskussion konzen- 
triert sich in der Bundesrepublik Deutschland insbesondere auf 
die beabsichtigte bzw. bereits praktizierte 

— Speicherung von Verbindungsdaten einschließlich der Ziel- 
nummer zum Zwecke der Gebührenabrechnung sowie 

— Erstellung von Einzelgebührennachweisen und auf die 

— „Anzeige der Rufnummer" des Anrufers beim Angerufenen. 

Die Deutsche Bundespost TELEKOM speichert zur Zeit bei ISDN- 
Anschlüssen vollständige Datensätze mit Zielnummer, Datum, 
Uhrzeit und Dienst für mindestens 80 Tage nach Versand der 
Fernmelderechnung in einem zentralen Gebührenzentrum. Eine 
solche zentrale Speicherung von Verbindungsdaten von dem- 
nächst Mühonen von Fernsprechteilnehmern/Fernsprechteüneh- 
merinnen über mehrere Monate führt zu einem Datenberg, der 
nicht erforderlich ist. Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
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hat darauf hingewiesen, daß die bei ISDN praktizierte Speiche- 
rung der Zielnummer und des Zeitpunktes ohne Rechtsgrundlage 
erfolgt: „Zwar gestattet die TKO, Gebührendaten bis zu 80 Tagen 
nach Absendung der Fernmelderechnung aufzubewahren {§ 451 
Abs. 3 TKO), in der Definition der Gebührendaten in Absatz 1 der 
Vorschrift sind jedoch weder Zeitpunkt noch Rufnummer des 
angerufenen Teilnehmers enthalten" (vgl. 12. Tätigkeitsbericht 
des BfD, S. 40). Der Bundesminister für Post und Telekommunika- 
tion ist deshalb gefordert, im Rahmen seiner Rechtsaufsicht die 
unzulässige Speicherung der Zielnummer und des Zeitpunktes 
der Verbindung durch die Deutsche Bundespost TELEKOM zu 
unterbinden. 

Die Deutsche Bundespost TELEKOM bietet seit dem Frühjahr 
1990 ihren Kunden/Kundinnen einen detaillierten Einzelgebüh- 
rennachweis an. Es ist unbestritten, daß es im Hinbhck der Über- 
prüfbarkeit der Fernmelderechnung ein Interesse der Kunden/ 
Kundinnen an einer solchen Dienstleistung gibt. Gleichwohl wirft 
der Einzelgebührennachweis zahlreiche Datenschutzprobleme 
auf. Den Belangen der Mitbenutzer/innen soll nach der TKO 
durch eine von ihnen beizubringende Einverständniserklärung 
Rechnung getragen werden. Nach Auffassung vieler Beratungs- 
stellen trifft diese Regelung aber nicht die Problemfälle innerhalb 
einer Familie oder Partnerschaft. Der Einzelgebührennachweis 
würde im Falle eines Ehekonfliktes offenlegen, daß sich ein Ehe- 
partner an eine Telefonseelsorge oder einen Rechtsanwalt ge- 
wandt hat. Völlig unberücksichtigt blefben bisher auch die Inter- 
essen der Angerufenen. Eine Lösung könnte darin bestehen, daß 
beim Einzelgebührennachweis die Zielnummer nur verkürzt aus- 
gewiesen wird. 

Im Rahmen des ISDN besteht die Möglichkeit, daß die Rufnum- 
mer des Anrufenden im Display des Angerufenen erscheint. Ins- 
besondere die Beratungsstellen befürchten, daß dadurch die 
Anonymität bei den Beratungsgesprächen gefährdet wird. Es ist 
deshalb zu begrüßen, daß entsprechend des Vorschlages der fran- 
zösischen Datenschutzkommission bei der Anzeige der Rufnum- 
mer die Angerufenen die Möglichkeit erhalten sollen, per Knopf- 
druck die Weiterleitung ihrer Rufnummer veranlassen oder unter- 
drücken zu können. 

Die Deutsche Bundespost TELEKOM hat insbesondere zu ge- 
währleisten, daß die Modernisierung des Fernsprechnetzes zu 
keinen Gefährdungen von Privatgeheimnissen gemäß § 203 StGB 
führt. Insbesondere Beratungsstellen befürchten, daß die völlige 
Anonymität des telefonischen Beratungsgesprächs künftig ver- 
lorengehen könnte. Für die Tätigkeit vieler Beratungsstellen ist 
aber die verdatungsfreie telefonische Beratung eine existentielle 
Voraussetzung. Angesichts der zunehmenden Auflösung bisheri- 
ger sozialer Lebens- und Versorgungszusammenhänge leisten die 
Beratungsstellen einen wichtigen Beitrag zur individuellen Pro- 
blem- und Krisenbewältigung. Die Deutsche Bundespost TELE- 
KOM muß diese Besorgnisse ernst nehmen und im Dialog mit den 
Betroffenen nach Lösungen suchen. 
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Auch im Verhältnis der Deutschen Bundespost TELEKOM zu 
seinen Kunden/Kundinnen gelten die nach dem BDSG bestehen- 
den Rechte des Betroffenen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung 
und Löschung. Gleichwohl verweigert die Deutsche Bundespost 
TELEKOM den Betroffenen zur Zeit jede Auskunft über die zu 
ihrer Person in den Verbindungsstellen gespeicherten personen- 
bezogenen Daten. Die Betroffenen erhalten nur Auskunft über die 
gespeicherten Bestandsdaten. Nach Auffassung des Bundesbe- 
auftragten für den Datenschutz kann die Lösung des Problems 
nicht in der Auskunftsverweigerung bestehen, sondern nur in 
dem Verzicht auf die Speicherung der Zielnummer. Der Bundes- 
minister für Post und Telekommunikation ist im Rahmen seiner 
Rechtsaufsicht gefordert, die Rechte der Betroffenen nach dem 
BDSG zu gewährleisten. 

Auch ein Jahr nach Verabschiedung des Poststrukturgesetzes hat 
das Bundesministerium für Post und Telekommunikation immer 
noch keine Entwürfe von Rechtsverordnungen zur Regelung des 
Datenschutzes bei der Deutschen Bundespost und den privaten 
Anbietern vorgelegt. Dies führt während einer längeren Über- 
gangszeit (maximal zwei Jahre) zu einem erheblichen Daten- 
schutzgefälle zwischen der Deutschen Bundespost TELEKOM 
und ihren privaten Mitbewerbern. Während bis zum Inkrafttreten 
der neuen Rechtsverordnungen die Teilnehmer daten der Kunden 
der Deutschen Bundespost weiterhin dem Schutz der entspre- 
chenden Bestimmungen in der Telekommunikationsordnung 
unterliegen, sind die Teilnehmer daten der Kunden der privaten 
Diensteanbieter lediglich durch das Bundesdatenschutzgesetz ge- 
schützt. 

Mit der Verabschiedung des Poststrukturgesetzes im Jahr 1989 
wurden die Überwachungsmöghchkeiten durch die Strafverfol- 
gungsbehörden und Geheimdienste bei Telekommunikations- 
diensten erheblich erweitert. Durch diese Änderungen kann bei 
Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen der gesamte 
Fernmeldeverkehr der Deutschen Bundespost und auch der 
öffentliche Fernmeldeverkehr der privaten Diensteanbieter über- 
wacht und aufgezeichnet werden. Als Folge der Digitahsierung 
des Fernsprechnetzes und des ISDN erhält auch eine bisher „ver- 
gessene"' uralte Vorschrift des Fernmeldeanlagengesetzes (§ 12 
FAG) neue Relevanz. Nach dieser Vorschrift würde die Staatsan- 
waltschaft Auskunft über den Femmelde verkehr eines strafrecht- 
lich Beschuldigten erhalten, wenn dies für die Ermittlung von 
Bedeutung ist. Im Gegensatz zu der nach der Strafprozeßordnung 
möglichen Telefonüberwachung kennt § 12 FAG auch keine Be- 
schränkung auf besonders schwere Straftaten und verstößt damit 
eindeutig gegen das Verhältnismäßigkeitsprinzip. Angesichts des 
neuen Überwachungspotentials bei neuen Telekommunikations- 
systemen, angesichts der veränderten pohtischen Rahmenbedin- 
gungen und vor dem Hintergrund der Erfahrung der Menschen in 
der DDR mit einer umfassenden Telefonüberwachung sollte die 
Bundesregierung die bestehenden Üb erwachungs Vorschriften 
einer kritischen Überprüfung unterziehen. 

Aufgrund der Beschleunigung der Entwicklung zum europawei- 
ten Informationsmarkt ergibt sich ein besonderer Gestaltungs- 
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bedarf bei den Informations- und Kommunikationstechniken. Die 
EG-Kommission hat bisher keinerlei Anstrengungen zur Gewähr- 
leistung des Datenschutzes im Bereich der Telekommunikation 
unternommen. Diese Haltung steht im deutlichen Kontrast zur 
strategischen Bedeutung, den die EG-Kommission der Telekom- 
munikation im Hinblick auf den europäischen Binnenmarkt zuer- 
kennt. Die bisher insgesamt für den europaweiten Verbraucher- 
und Datenschutz wenig erfreuliche Situation wird in Zukunft noch 
durch die „ Dienste -Richtlinie vom 28. Juni 1989 über den Wett- 
bewerb auf dem Markt für Telekommunikationsdienstleistungen 
weiter verschlechtert. Private Anbieter können ihre Telekommu- 
nikationsdienste EG-weit anbieten, ohne daß in der Regel geson- 
derte Zulassungen in einzelnen Mitgliedstaaten erforderlich sind. 
Die Bundesregierung sollte darauf hin wirken, daß Regelungen 
geschaffen werden, die das Femmeldegeheimnis europaweit 
wirksam schützen. 
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